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Sowjetunion bat größtes Spionagenetz

Fachleute schätzen: Uber eine Million Agenten und Zuträger

o st n (dpa). Die Sowjet­
union verfüge über das dich­
teste Spionageneta der Welt, 
erklärte der Informationsdienst 
der CDU/CSU am Sonnabend 
in Bonn. Fachleute schätzten, 
daß die Sowjetunion 12 000 lei­
tende und hervorragend aus­
gebildete Agenten, 250 000 
hauptberufliche Agenten und 
750 000 Zuträger habe, um Nach­
richten zu sammeln und Ge­
heimnisse auszuspionieren. Da­
mit werde Chruschtschows ge­
spielte Entrüstung über den 
Abschuß des amerikanischen 
Flugzeuges völlig unglaub­
würdig.

Man nehme an, daß in der 
Bundesrepublik 16 000 Ostblock­

agenten tätig sind. Schweden 
habe seit Kriegsende 14 rus­
sische Diplomaten ausgewie­
sen. Die großen Spionagefälle 
der letzten zwanzig Jahre 
hätten eindeutig gezeigt, daß 
die Sowjets ihre Botschaften 
und Missionen in anderen Län­
dern bewußt unter Mißbrauch 
der diplomatischen Sonder­
rechte zu Zentralen der Spio­
nage ausgebaut, haben.

Die Warnung des Bundes­
kanzlers Yon 1954 gelte un­
vermindert und in übertrage­
nem Sinne für alle freien Län­
der fort: „Wenn wir nicht
aufpassen, dann könnte die 
Sowjetunion die Bundesrepu­
blik w’ie eine reife Frucht 
pflücken.“

Bonn (dpa). Die CDXJ will 
in der außenpolitischen Debatte 

Bundestages am 30. Juni 
^Möglichkeiten einer gemein­

samen Außenpolitik der großen 
Parteien ausführlich erörtern. 
Dies verlautete am Mittwoch 
in Bonn. Die von der SPD ver- 
langte „Bestandsaufnahme“ kann 
nach Ansicht der CDU nicht 
bedeuten, daß der Bundes­
kanzler und die Regierungs­
koalition von ihrem außen­
politischen Kurs zugunsten 
einer „verwaschenen gemein­
samen Außenpolitik“ abgehen. 
Die CDU glaubt, daß Chru­
schtschow in Paris die Richtig­
keit ihrer Außenpolitik bestä­
tigt hat.

Zwei große Hindernisse sieht 
die CDU auf dem Wege zu 
einer gemeinsamen Außen­
politik:

CDU: Reine verwaschene Außenpolitik
1. bei allen Diskussionen hat 

es den Anschein, daß die SPD 
nach wie vor eine Ausrüstung 
der Bundeswehr mit taktischen 
Atomwaffen ablehnt. Eine 
moderne Armee ohne diese 
Waffen sei, so sagen die christ­
lichen Demokraten, aber sinn­
los. * -

2. Die SPD beharre nach wie 
vor auf dem Disengagement. 
Das würde ein militärisches 
Vakuum in Mitteleuropa schaf­
fen und könnte zu schweren 
Krisen für die Sicherheit der 
Bundesrepublik führen.

Kritik übte der stellvertre­
tende SPD-Vorsitzende Wehner 
am Mittwoch an der ablehnen­
den Haltung Dr. Adenauers zu 
der SPD-Forderung nach einer 
gemeinsamen Außenpolitik. 
Nach den letzten Äußerungen 
von CDU-Politikern könne man 
fast den Eindruck gewinnen, 
als wenn im deutschen Volk

Hober Funktionär 
der Ost-CDU geflüchtet

B e r l i n  (ap). Der Sekretär 
der CDTJ-Fraktion in der 
Volkskammer der Sowjetzone, 
Kalb, ist nach Informationen 
aus Ostberlin in der Nacht 
zum Dienstag mit seiner Fa­
milie nach Westberlin ge­
flüchtet. Die Gründe für die 
Flucht Kalbs, der außerdem 
Volkskammerabgeordneter und 
Abteilungsleiter im Yorstand 
seiner Partei war, sind bisher 
nicht bekannt.

Flade bleibt im Zuchthaus
B e r l i n  (Eigenmeldung). Die 

Sowjetzonen-Behörden haben es 
erneut abgelehnt, den seit 
zehn Jahren im Zuchthaus 
sitzenden Oberschüler Her­
mann-Josef Flade zu begnadi­
gen. Wie das Berliner „Petrus­
blatt“ am Mittwoch initteilt, 
haben die Justizbehörden der 
Sowjetzone die Ablehnung des 
Gnadengesuchs damit begrün­
det, „der Strafzweck“ sei „noch 
nicht erreicht“ . Flade war 1950 
in Olbernhau/Erzgebirge beim 
Kleben selbstgedruckter Flug­
blätter überrascht worden. Er 
ist inzwischen an schwerer 
Tuberkulose erkrankt. •

Kräfte tätig seien, die alles tun, 
um Gegensätzlichkeiten aufzu­
reißen.

Im Norddeutschen Rundfunk 
äußerte der CDU-Bundestags- 
abgeordnete Heck, Sicherheits­
politik und Verteidigungspolitik 
seien von der Außenpolitik nicht 
zu trennen. Die Sozialdemokra­
ten müßten bedenken, daß sie 
mit ihren außenpolitischen Vor­
stellungen im großen und gan­
zen bisher allein dagestanden 
hätten.
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Jakob Kaiser:

Es war der 
richtige Weg
Vor fünfzehn Jahren, am 

26. Juni 1945, wurde in Berlin 
der Gründungs - Aufruf zu 
einer ganz neuen Partei, der 

Christlich-Demokratischen 
Union, veröffentlicht. Jakob 
Kaiser, der erste Bundesmini­
ster für Gesamtdeutsche Fra­
gen, gehörte zu ihren pro­
filierten Gründern. Wie sich 
diese Parteigründung heute, 
nach fünfzehn Jahren Politik, 
darstellt und welche Perspek­
tiven für die Zukunft sich er­
öffnen, das schildert Jakob 
Kaiser im folgenden Leit- 
Aufsatz.

Entstehung und Weg der 
Christlich-Demokratischen 

Union sind geprägt von dem 
Schicksal unseres Volkes, dem 
es seit 19S3 verfallen ist. Um 
ihrer Aufgabe willen erscheint 
es an diesem 26. Juni — dem 
Tage der fünfzehnten Wieder­
kehr ihrer Gründung — gut, 
auf ihr Entstehen, das in Berlin 
begann, zurückzuschauen.

Die Bildung unserer politi­
schen Gemeinschaft ist verbun­
den mit dem Erlebnis des Drit­
ten Reiches. Der Wille der Wi­
derstandskräfte gegen Hitler, 
das System hemmungslosen 
Machtwillens und skrupelloser 
Überheblichkeit zu überwinden 
und Deutschland einer Wie­
dergeburt entgegenzuführen, 
brachte die Erkenntnis mit 
sich, daß dieses Ziel nur mit 
Hilfe großer Parteizusammen­
fassungen möglich sei. Ohne die 
Bedeutung des ersten Anrufes 
zu einer zusammenfassenden 
Parteibildung — wie er schon 
1920 durch Adam Stegerwald in 
Essen erging — abschwächen zu 
wollen, muß gesagt werden, 
daß Geburtsort und Geburts­
stunde der Christlich-Demo­
kratischen Union in den Wider­
standskreisen zu sehen sind, 
deren Persönlichkeiten — aus 
allen Richtungen Deutschlands 
kommend — sich immer wieder 
in- Berlin zu Beratungen zu­
sammengefunden hatten. Allen 
war dabei klar, daß die Zeit 
der kleinen Parteien vorüber 
sein mußte; denn es bestand 
kein Zweifel, daß die Vielheit

der Parteien der Weimarer 
Republik zum Verhängnis ge­
worden war und daß sie die
nationalsozialistische Machter­
greifung erleichtert hatte. Diese 
Überzeugung bewegte insbeson­
dere auch alle christlichen W i­
derstandskräfte — ob wir an 
Andreas Hermes, an Max-Ha­
bermann, an Bernhard Detter­
haus, an Nikolaus Groß, Josef 
Ersing, Heinrich Körner, Eugen 
Bolz oder Josef Wirmer denken, 
um nur einige Namen zu nen­
nen. Keiner von ihnen dachte 
an die Wiederaufrichtung der 
Zentrumspartei. Die Erkennt­
nisse, die sie dabei bewegten, 
suchten sie schon Jahre vor 
dem Zusammenbruch in allen 
Gegenden Deutschlands zu wek- 
ken, wo immer sie Verbin­
dungen mit Gleichgesinnten 
hatten.

Unnötig zu sagen, wie sehr 
sie alle dabei von dem Willen 
zur Sühne der nationalsozia­
listischen Verbrechen durch die 
Wiederaufrichtung eines der 
Freiheit, der sozialen Gerech­
tigkeit, der Menschenwürde und 
der christlichen Kultur ver­
pflichteten Staates bewegt 
waren.

Unerwähnt bleiben soll nicht, 
daß bei den Beratungen auch 
die Frage eine Rolle spielte, 
ob nicht eine Arbeiterpartei im 
umfassendsten Sinne des Wor­
tes nach britischem Muster der 
Verarmung unseres Volkes und 
seiner sozialen Erneuerung am 
besten entsprechen würde. Vor­
aussetzung dafür erschien uns 
allerdings die Überwindung des 
Sozialismus alter Prägung, wie 
sie sich im Widerstand hoff­
nungsvoll abgezeichnet hatte. 
Die Diskussion über die beiden 
Lösungsmöglichkeiten ging vor 
allem zwischen Andreas Hermes 
und Männern der Arbeiterschaft 
christlicher und sozialistischer 
Herkunft. Für Hermes erschien 
stets die große christliche Par­
tei das erstrebenswerteste Ziel, 
wobei er stets die Wichtigkeit 
des Bauern- und Arbeiterstan­
des für diese Partei unterstrich.

Nun schwächte der 20. - Juli 
mit seinen ihm folgenden zahl­
losen Hinrichtungen die Zuver­
sicht in bezug auf den Erfolg 
einer großen Arbeiterpartei er­
heblich ab, so daß die Entschei­
dung für die politische Samm­
lung der christlichen Kräfte 
aller Konfessionen fiel. Das um 
so mehr, als wir an der Schaf­
fung einer Einheitsbewegung

der Gewerkschaften festzuhalten 
entschlossen waren, ein Ent­
schluß, der — wie sich in Ber­
lin auch schon in den' ersten 
Tagen nach dem Zusammen­
bruch erwies — einen starken 
Rückhalt für die nicht-sozia­
listische Arbeiterschaft ver­
langte. Der Verlauf dieser fünf­
zehn Nachkriegsjahre hat die­
ser Erkenntnis recht gegeben. 
Und das nicht nur in Berlin.

★ .
Im Mai 1945, unmittelbar 

nachdem sich die Gefängnif' 
Zuchthäuser, und Verstecke 
die von der Hinrichtung duiva 
Hitler Verschonten öffneten, be­
durfte es bei den freigeworde­
nen Männern und Frauen nicht 
mehr allzu vieler Beratungen 
über das, was für die.zu schafr 
fende Parteigemeinschaft zu tun 
war. Ais der Befehl Nr. 2 der 
sowjetischen Besatzungsmacht 
den Weg für die Parteibildung 
freigab, war sich der durch 
Andreas. Hermes zusammenge­
rufene Kreis über das, was zu 
geschehen hatte, klar.

Wie .notwendig die Entschei­
dung für eine christlich-demo­
kratische Partei war — man 
hatte sich nach einiger Diskus­
sion auf den Namen „Christ­
lich-Demokratische Union“ ge­
einigt, — erwies sieh schon am
11. Juni beim Erscheinen des 
Aufrufes der kommunistischen 
Partei und einigen Begleit­
erscheinungen beim ersten Zu­
sammentreten . dieser Partei. 
Und ebenso richtig erwies es 
sich nach Erlaß des von Grote­
wohl geführten Zentralaus­
schusses der Sozialdemokrf»Hr 
sehen Partei am 15. Juni, 
im wesentlichen die schon 
1933 von der Sozialdemokratie 
vertretenen politischen, wirt­
schaftlichen und sozialen Auf­
fassungen enthielt. Diesen Auf­
rufen war dann am 19. Juni 
schon die Vereinbarung einer 
Kommission der beiden letzte­
ren Parteien gefolgt, die den 
„festen Willen“ zur- „aufrichti­
gen Zusammenarbeit“ prokla­
mierte.

Damit war für den christlich- 
demokratischen Kreis, der sich 
— repräsentiert durch' die Per­
sönlichkeiten, die den Aufruf 
unterzeichnet hatten — inzwi­
schen schon eng zusammenge­
funden hatte, das Signal ge­
geben-, am -26. Juni, ihren Auf-* 
ruf zur Sammlung aller politi* 
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Eisenhower rechnet mit Sowjets ab
„K olonialisfische Zwingherien“ —  Scharfe Rede in Manila

Manila (ap/upi). Präsident 
Eisenhower rechnete am Mitt­
woch in einer Rede vor dem 
philippinischen Kongreß scharf 
mit dem internationalen Kom­
munismus ab, den er für die 
Spannungen zwischen- Ost und 
West verantwortlich, machte. Er 
betonte, die Vereinigten Staaten 
müßten in Anbetracht des kom­
munistischen Druckes und der 
Drohungen mit Raketen mili­
tärisch, stark bleiben. G-leich- 
-  ' ‘ig  versicherte er, daß die 

- selbst im Kalle einer offe­
nen Aggression treu zu ihren 
Verbündeten stünden.

Zn den jüngsten Angriffen des 
Ostblocks auf seine Person und 
auf die Vereinigten Staaten er­
klärte Eisenhower, den Kom­
munisten sei jedes Mittel recht, 
um die noch nicht in den kom­
munistischen Machtbereich ein-

D I  Berlin (Eigenbericht). Eine 
der beliebtesten Taktiken des 
Staatsaicherheitsdienstes ist es, 
Personen, die in der Sowjetzone 
bereits politisch für den SSD 
gearbeitet haben, mit dem Auf­
trag: „Lassen Sie sich im Bun­
desnotaufnahmelager Marien­
felde die Anerkennung als poli­
tischer Flüchtling geben“ in 
Marsch zu setzen. Zu diesem 
Zweck stellt die Fälscherzentrale 
des SSD Unterlagen her, aus 
denen hervorgeht, daß der 
„Flüchtling“ die Zone unter Ge- 
i f  ' für Leib und Leben ver- 
H, n mußte. So kam vor eini­
ger'Zeit der 32jährige Gerhard 
L. nach Berlin-Marienfelde. Er 
hatte in Prenzlau für den 
Staatssicherheitsdienst gearbei­
tet und sollte nun seinen Wir­
kungsbereich in den Raum von 
Köln verlegen.

Der 27jährige Willy H. flüch­
tete im Mai 1958 aus der Zone 
und ließ sich in Lübeck nieder. 
Im November desselben Jahres 
wollte er in seine Heimat zu- 
rüekkehren, Wurde aber an der 
Grenze vom SSD verhaftet und 
nach dreimonatiger Schulung 
mit dem Auftrag zurückge­
schickt. neun Lübecker Bürger 
zu beobachten. H. führte, die 
Aufträge zur Zufriedenheit des

bezogenen Völker einzuschüch­
tern. „Wer sind eigentlich die 
fcolonialistischen Zwingherren 1“ , 
rief Eisenhower aus. „Ich. will 
es ihnen sagen. Seit 1945 haben 
33 Länder, die unter westlicher 
Verwaltung standen, auf fried­
lichem Wege ihre Unabhängig­
keit und Selbstbestimmung über 
ihre Geschicke erlangt. Im glei­
chen Zeitraum sind zwölf Län­
der im sowjetisch-chinesischen 
Einflußbereich gewaltsam ihrer 
Unabhängigkeit beraubt wor­
den.“

Am Vormittag hatte Präsident 
Eisenhower politische Gespräche 
mit Staatspräsident Garcia ge­
führt, bei denen die militärische 
Zusammenarbeit zwischen bei­
den Staaten erörtert und die 
Möglichkeiten einer Verstär­
kung der philippinischen Ver­
teidigung durch moderne Waf­
fen geprüft wurden.

SSD aus, besuchte eine SED- 
Parteischule und „flüchtete“ er­
neut nach Westberlin, wo er 
verhaftet wurde.

In einer Tageszeitung der 
Bundesrepublik war folgendes 
Stellengesuch enthalten: „25jäh- 
riger, gutaussehender Kellner in 
ungekündigter Stellung sucht 
sich zu verändern. Alle Führer­
scheine sind vorhanden“. Nach 
einiger Zeit bekam der Stellung­
suchende ein Angebot aus Ost­
berlin. Ein Vermittlungsbüro, 
das sich „Ruschkamp“ nannte 
und in Berlin-Oberschöneweide, 
Helmholtzstraße 44, ansässig 
war, bot ihm eine Stellung in 
einem Hotel an der Ostsee an. 
Er sollte gegen Erstattung der 
Reisekosten nach Ostberlin 
kommen. Hier wurde er vom 
Leiter des Vermittlungsbüros 
empfangen, der ihn sofort mit 
einem SSD-Mitarbeiter zusam- 
menbrachte. Dieser sprach nicht 
mehr von einer Stellung in 
einem Strandhotel. sondern 
hatte einen konkreten Spionage­
auftrag für den Kellner: „Fah­
ren Sie zurück, arbeiten Sie in 
Westdeutschland für uns, und 
berichten Sie über alle militä­
rischen Vorbereitungen. Sie 
werden sich nicht schlecht ste­
hen dabei.“ Der Kellner tat je­

doch das einzig • Richtige und 
verständigte die Behörden, in 
der Bundesrepublik von dem 
Ansinnen.

Ein 32jähriger Journalist fand 
in einer Hamburger Tages­
zeitung eine Anzeige aus Ost­
berlin. Ein „Interpress“ suchte 
Mitarbeiter. Man verlangte von 
ihm zunächst als Stilprobe einen 
ausführlichen Bericht über den 
Stadtstaat Bremen und schrieb 
zu diesem Auftrag: „Uns inter­
essieren vor allem die politi­
schen Verhältnisse.“ Der Jour­
nalist schrieb den Bericht und 
brachte ihn selbst nach. Ost­
berlin, Dort erhielt er einen 
neuen Auftrag, er sollte Dienst­
vorschriften der Bundesmarine 
besorgen. Das Büro „Interpress“ 
stellte sich nach kurzer Unter­
suchung als eine Tarnorganisa- 
tion des Staatssicherheitsdien­
stes heraus.

Während der Leipziger Messe 
unterhält der Staatssicherheits­
dienst einen besonderen Ein­
satzstab, der seine Mitarbeiter 
auf alle Meldestellen und Messe­
ämter verteilt. Sie prüfen die 
Unterlagen der ausländischen 
und westdeutschen Messegäste 
und geben Hinweise an die ver­
schiedenen Fachabteilungen der 
Hauptverwaltung Aufklärung, 
Während der sogenannten ge­
samtdeutschen Arbeiterkonfe­
renz setzt die gleiche Stelle 
Hunderte von Mitarbeitern ein, 
die mit Gewerkschaften aus der 
Bundesrepublik Verbindung auf­
nehmen und nachrichtendienst­
liche Kontakte Herstellen sollen. 
Zu diesem Zweck unterhält der 
SSD in Leipzig auch ein Netz 
von illegalen Nachrichtenabla­
gen, die man tote Briefkästen 
nennt. Sie werden von besonde­
ren Kurieren geleert.

„Brot für dis W e lt"
über 19 Millionen DM hat 

die Aktion „Brot für die Welt“ , 
die von den evangelischen Lan­
des- nnd Freikirchen veranstal­
tet wurde, bisher erbracht, wie 
der Verteilungsausschuß der 
Aktion bekanntgab. Zusammen 
mit den rund 2,8 Millionen DM, 
die außerdem im letzten B.ech- 
nungsjahr für das Ökumenische 
Notprogramm gesammelt wur­
den, beträgt die Summe der 
von den evangelischen Kirchen 
Deutschlands für Notstände 
außerhalb der deutschen Gren­
zen aufgebrachten Mittel also 
rund 22 Millionen DM.

Mit „Anzeigen“ lockt der SSD
Spionagepraktiken der Ostberliner Agentenzentrale



Sie gaben ih r Leben für die Freiheit

Die Opfer des 17. Juni 1953
Von den roten Machthabern erschossen oder ins Zuchthaus geworfen

DT. B e r l i n  (Eigenbericht). Noch heute weiß man nicht 
genau, wie hoch der Blutzoll war, den das deutsche Volk 
Tor sieben Jahren beim Aufstand gegen die Zonenmachthaber 
entrichtete. Aus Augenzeugenberichten, sowjetzonalen Ge­
richtsprotokollen und den inzwischen veröffentlichten Geheim- 
akten des Ostberliner Staatssicherheits-Ministeriums gebt 
jedoch hervor:

•  Allein in der Woche vom 17. 
bis 25. Juni wurden mindestens 
22 Menschen getötet oder stand­
rechtlich' erschossen, darunter 
zwei unbeteiligte Zivilpersonen. 
& Mindestens 878 Personen, 
unter ihnen 61 Passanten, wur­
den — zum Teil schwer — ver­
wundet.
•  Gegen etwa 1240 Menschen 
verhängte die Pankow er Ter­
rorjustiz lebenslängliche oder 
langjährige Freiheitsstrafen. 
Von ihnen befinden sich heute 
noch immer '120 in sowjetzona- 
ler Haft. . .

Die genaue Zahl der Opfer 
des 17. Juni ist wahrscheinlich 
viel höher. Aber ein waffen­
strotzender Kordon, von Sowjet­
panzern und Volksarmisten ver­
wandelte die Schauplätze des 
mitteldeutschen Freiheitskamp­
fes binnen weniger Tage in 
Friedhöfe des Schweigens, und 
so sind wir auf die spärlichen 
Angaben aus offizieller Quelle 
angewiesen.

Am 17. Juni, Punkt 13 Uhr, 
verhängt der sowjetische Stadt­
kommandant Generalmajor Di- 
browa den Ausnahmezustand in 
Ostberlin. Schon wenige Stun­
den später knattern in den 
Straßen Maschinenpistolen des 
Erschießungskommandos. Eines 
ihrer ersten Opfer ist der West­
berliner Willi Göttling.

Am Abend des 17. Juni hat 
der Aufstand auch auf Leipzig, 
Ohemnitz, Frankfurt, Magde­
burg und andere mitteldeutsche 
Industriestädte übergegriffen; 
die sowjetischen Stadtkomman­
danten übernehmen im Schutz 
starker Panzerverbände die Re- 
gierungsgewalt und verhängen 
das Kriegsrecht.

In Leipzig werden die Brüder 
Klaus und Werner Hempel von 
einem sowjetischen Rollkom­
mando erschossen. Der Dresd­
ner Arbeiter Günter Kuhn en­
det unter den Ketten eines rus­
sischen Schützenpanzers.

Schnellgerichte der Zone voll­
enden das blutige Werk und 
fertigen in Tag- und Nacht-

Ehrenmal für die Opfer 
auf dem Friedhoi Seestr.

arbeit bis weit in die Monate 
August/September hinein To­
des- und Zuchthausurteile aus> 

Berlin, 27. Jimu Jö 15 Jahre 
Zuchthaus als umgewandelte

Todesstrafe für die Minderjäh­
rigen Reinelt und Siebermann.

7. Juli: Acht Jahre Zuchthaus 
für den Kellner Emst Thiesis.

Halle, 12. Juli: Acht, bzw..
drei Jahre Zuchthaus für die 
Großbauern A. Günter und W. 
Hülse aus Milzau (Kreis Merse­
burg).

Magdeburg, 18. Juli: Zw^lf
Jahre Zuchthaus für den X 
ern Michael.

Dresden. 21. Juli: Lebens­
länglich Zuchthaus für den Fo­
tografen Lothar Markwirth aus 
Niesky.

24. August: Lebenslänglich
Zuchthaus für Gerhard Böhm.

Chemnitz, 29. September: To­
desurteil für den angeblichen 
„amerikanischen Provokateur" 
Werner Hoffmann. Lebensläng­
lich Zuchthaus für Helmut 
Scheuner, Lothar Pfeifer und 
Ulrich Kirmse.

Jena: Lebenslänglich Zucht­
haus für den Molkereibesitzer 
Kurt Unbehauen und den 
22jährigen Straß enbähnführer 
Wolf gang Holland.

Während die Justizmaschine 
auf vollen Touren läuft, wäh­
rend die Frauen vor den noch 
frischen Gräbern ihrer Männer 
und Söhne stehen, bedankt sich 
der Ostberliner SED-Oberbür- 
germeister Ebert in bewegten 
Worten bei den Soldaten der 
Roten Armee.

Germanus Theiss p s io u - i i
Berlin. Das langjährige Mit­

glied des Hauptvorstandes der 
Exil-CDU, Germanus Theiss, ist 
vor kurzem gestorben. Theiss, 
im Jahre 1898 in Döbem/Nie- 
derlausitz geboren, war bereits 
vor 1933 Landtagsabgeordneter 
des Zentrums. Unmittelbar 
nach Kriegsende 1945 stellte er 
sich für den ‘Wiederaufbau zur 
Verfügung und versuchte als 
Kreistags- und Landtagsabge­
ordneter in unerschrockener 
Standfestigkeit gegenüber den 
Sowjets seine Grundsätze eines 
Rechtsstaates zu verwirklichen. 
Im Jahre 1950 blieb ihm nur 
noch, die Flucht nach Berlin.



Dem Menschen helfen
Gespräch der Stuttgarter Gemeinschaft „Arzt und Seelsorger“  in Berlin

’ Berlin, B: C. (Eigenbericht) 
Die rund 1000 • Mitglieder zäh­
lende Stuttgarter Gemeinschaft 
«Arzt und Seelsorger“ , die in 
ihrem Wirken längst aus ihrer 
württembergisclien Isoliertheit 
herausgewaehsen ist, führte ein 
fünftägiges interfakultatives Ge­
spräch in der Berliner Kongreß­
halle. ‘ Ärzte, Seelsorger, Päd­
agogen, Soziologen und Straf­
rechtler versuchten, aus tiefen- 
r " '  biologischer Orientierung 

ir dem Generalthema „Zur 
Rettung des Menschlichen“ auf 
dem Wege zu einer religiösen 
Erneuerung eben unter der Be­
rücksichtigung der tiefenpsycho­
logischen Anthropologie Mög­
lichkeiten aufzuzeigen, um der 
zunehmenden Entpersönlichung 
des Menschen im Industrie-Zeit­
alter -wirksam zu begegnen.
' Aus vielfältiger Sicht, hinfüh- 
rend zum Generalthema „Zur 
Rettung ■ des • Menschlichen“, 
wurde in 16 Grundsatz- und 
Fachreferaten nicht nur ein 
zeitanalytisches Mosaik erstellt; 
vielmehr wurden Wege heraus- 
gearbeitet, die aus der Zeitnot, 
herausführen, um besonders 
den von innen gefährdeten 
Menschen zu helfen.
' Den einzelnen und die Ge­
meinschaft aus der ' Sicht der 
analytischen Psychologie Jung­
seher Prägung beleuchtete- der 
Stuttgarter Psychotherapeut Dr. 
Eschenbach. Die Grundsituation 
ist, so sagte Eschenbach, eine 
dem Menschen fehlende Harmo­
nie- mit sich und der Umwelt.

lung liegt in der überwin- 
V .-ig  der Spaltung von innen 
und von außen. Der Mensch 
muß lernen, sich wieder hin zu 
orientieren auf die seelischen 
Bereiche, in deiien er wurzelt, 
um das eigentlich Religiöse wie­
der zu erleben, um aber auch 
das Böse in sich zu erkennen 
Und durch deren Erfahrung sei­
ner Herr zu werden und zur 
charakterlichen Ausweitung zu 
gelangen.

Die Seelsorge,, so sagte Pro­
fessor D.. Goldbrunner (Berlin), 

• rufe den Menschen, der sich als 
Person diesem Ruf stellen soll. 
! Neben Elternhaus, Kirche und 
Schule erlangt das Arbeits- 
miiieu eine immer stärkere er­

zieherische Bedeutung. Den Be­
trieben obliegt hier eine beson­
dere Verantwortung, In wel­
chem Maße psychogene Erkran­
kungen dem jeweiligen Be­
triebsklima entsprechen, dar­
über gab der Stuttgarter Psy­
chotherapeut Dr. Lehmann auf­
schlußreich Auskunft.

In der anschließenden Diskus­
sion stellte Professor Rudin die 
Jungsche Lehre, die im Verlauf 
der Tagung mehr und mehr an 
die Theologie heranrückte, wie­
der an .ihren Platz. Jung, so 
sagte er, lehrt keine Selbsterlö­
sung; ihm als Arzt geht es um 
keinen transzendenten, sondern 
immanenten Gott, der sich in 
Mythen und Träumen einiger­
maßen offenbart. Geschieht es, 
daß der Mensch in seinem In­
nern sich nicht verschließt, fuhr

Rudin fort, kann Gott eher wir­
ken — er vermag es aber auch* 
wäre der Mensch „ein Stein“* 
Damit fand die zuvor wieder­
holt aufgetauchte Frage nach 
der christlichen Gnade ihre Be­
antwortung.

Viele Probleme noch wurden 
auf gegriffen und Wege zu ihrer 
Bewältigung aufgezeigt. Wie 
aber, so fragte man wiederholt 
aus dem Auditorium sorgenvoll, 
können diese für die Menschen 
im kommunistischen Osten ver­
wirklicht werden, wo auf allen 
Gebieten weithin die primitiv­
sten Rechte der Freiheit miß­
achtet werden? Die einzige 
Antwort zur Zeit ist vielieicht 
nur die: diese brennenden Fra­
gen immer und immer wieder 
vernehmbar zu machen.

Ulrich Scho«

Freiheit ist Pflicht, nicht Vorrecht
250 Repräsentanten des Geisteslebens in der Kongreßhalle
B e r l i n  (Eigenbericht). Mit einer Festveranstaltung in der 

Berliner Kongreßhalle begann am Donnerstag die inter­
nationale Tagung des „Kongresses für kulturelle Freiheit“. 
Mehr als 250 Repräsentanten der geistigen Elite aus aller 
Welt nahmen daran teil. In den Reihen der Prominenz be­
fanden sich unter anderem Altbundespräsident Professor 

. Heuss, der Vizepräsident des Bundestages Professor Carlo 
Scbmid, der Berliner Regierende Bürgermeister Brandt, der 
amerikanische Atomforscher . Robert Oppenheimer und der 
italienische Schriftsteller Ignazio Silone.

- „Das Band, das uns eint“ , so 
sagte Silone, der den Vorsitz 
der Tagung führt, „ist weder 
ideologischer noch partei­
politischer Natur, es ist nicht 
die Gemeinschaft einer Klas­
se und auch nicht die 
einer Kaste“. Die Freiheit 
dürfe heute keineswegs mehr 
als Vorrecht weniger bean­
sprucht werden. Offensichtlich 
sei keine freie geistige Tätig­
keit mehr möglich in einer Ge­
sellschaft, die im übrigen ohne 
Freiheit und besonders ohne 
politische Freiheit lebe. „Das 
Schweigen, das einem Künstler 
oder einem Wissenschaftler auf- 
erjlegt wird, ist ein Verlust und 
eine Strafe für die Gesellschaft 
insgesamt“, so führte Silone 
weiter aus. „Wir sind deshalb 
als Kulturmenschen wie als 
Künstler daran interessiert, die 
Grundbedingungen der Freiheit

für alle zu verteidigen. Wir 
sind auch überzeugt, daß - die 
beste Verteidigung der Demo­
kratie in der Treue zu den de­
mokratischen Methoden be­
steht.“ Für - den , Künstler sei 
Freiheit eine Pflicht. Sie nicht 
zu erfüllen, hieße „uns selbst 
in der Gesellschaft zu verraten“.

Silone wies schließlich auf 
den starken Widerhall hin, den. 
der Kongreß bei den Intellek­
tuellen in Asien und Afrika, bei 
Völkern gefunden habe, die erst 
vor kurzem ihre Selbständigkeit 
errungen hätten. Aber auch in 
einigen Ländern unter kommu­
nistischer Diktatur habe sich 
das Erwachen der Intellektuel­
len sichtbar vollzogen.



Haftbefehl gegen SSD-Spitzel
Eine Sekretärin des West­

berliner Innensenators wollte 
der 32 Jahre alte Horst Voleska 
aus Ostberlin im Aufträge des 
kommunistischen Staatssicher­
heitsdienstes bespitzeln. Er 
konnte jetzt von der Polizei 
festgenommen werden. Per Ver- 
nehmungsriehter erließ Haft­
befehl.- Voleska hatte sich im

Hause der Senatssekretärin bei 
den Mietern nach den privaten 
Verhältnissen der Frau erkun­
digt, um sie erpressen zu körn 
nen. Die Mieter schöpften Ver­
dacht und informierten die 
Polizei. Tagelang beschatteten 
Kriminalbeamte den Agenten. 
Jetzt konnte die Polizei zugrei­
fen. Der Spitzel hatte in West­
berlin als Vertreter gearbeitet.

Jakob Kaiser:

Es war der richtige Weg
Fortsetzung von Seite 2 

sehen Kräfte zu erlassen, . die 
sich zu „christlich-demokrati­
scher und sozialer Haltung“ und 
zur Bedeutung der kultur­
gestaltenden sittlichen und 
geistigen Kräfte des Christen­
tums bekannten.

Es war für alle, die an der 
Vorbereitung des christlich- 
demokratischen Zusammen­
schlusses mitgewirkt hatten, 
ein unvergeßliches Erlebnis, wie 
sich politische Kräfte christ­
lich-sozialer, konservativer und 
liberaler Haltung zusammen­
fanden, aufs tiefste bewegt von 
dem Willen, gemeinsam die 
Meisterung des deutschen 
Schicksals zu versuchen. Es 
würde in diesem Zusammen­
hang zu weit führen, alle Per­
sönlichkeiten zu nennen, die 
sich für die Sammlung einsetz­
ten. Erwähnt werden muß aber, 
daß es Ernst Lemmer war, der 
— ebenfalls seit langem von der 
Erkenntnis der Notwendigkeit 
der großen Partei-Zusammen­
fassung bewegt — unsere Par- 
teigemeinsehaft namhafte Per­
sönlichkeiten der früheren 
Demokratischen Partei zu­
führte. Wir brauchen nur an 
Ferdinand Friedensburg und 
Walther Schreiber zu denken.

Jeder, der sich zur Gemein­
schaft der Gründer der Christ­
lich-Demokratischen Union in 
Berlin rechnen darf, war sich 
schon in den Tagen der Bil­
dung der Gemeinschaft klarge­
worden, daß die . neue Partei 
vor einer schweren Aufgabe 
stand, denn keine Stadt hatte 
das Verhängnis, das Hitler 
über Deutschland gebracht

hatte, so aufwühlend erlebt wie 
die Hauptstadt Berlin. Noch 
aber stand es nicht in unserem 
Bewußtsein, wie unerbittlich 
Wille und Plan der sowjeti­
schen Besatzungsmacht war, 
unser Land zu teilen und Ber­
lin seiner Funktionen als deut­
sche Hauptstadt zu berauben. 
Wir wollen deshalb auch unsere 
Überzeugung nicht verschwei­
gen, daß von der politischen 
Initiative unserer neugeschaffe­
nen Parteigemeinschaft in Ber­
lin entscheidende und die Ein­
heit unseres Landes bewah­
rende Kraft ausgehen würde.

Wir hatten ja erlebt, wie sich 
in rascher Folge Tausende und 
aber Tausende aus der sowje­
tisch besetzten Zone in der 

Christlich-Demokratischen 
Union zusammenschlossen in 
der Hoffnung, über die politi­
sche Arbeit der Partei zu 
festem Zusammenhalt mit dem 
übrigen Deutschland zu kom­
men.

Aber schon der erste Versuch 
im Dezember 1945, die politische 
Verbindung mit Gleichgesinnten 
im Westen herzustellen, bewies 
die Unerbittlichkeit der sowje­
tischen Willens, die deutsche 
Einheit zu zerstören. Die Wa­
gen für die verantwortlichen 
Kräfte unserer Partei standen 
in der Schlüterstraße bereit, um 
sie nach Godesberg zu bringen. 
Dort sollte die erste Verstän­
digung mit den anderen Kräf­
ten der Union Über den Weg 
der Politik des Wiederaufbaues 
erfolgen. Aber die sowjetische 
Besatzungsmacht hielt trotz lan­
gem nächtlichem Gespräch von 
Andreas Hermes und mir mit 
Märschall Schukow in Karls-

8000 beim Kirchentag 
Kurmark

Berlin (ap/dpa). Gegen jeda 
politische Beeinflussung und 
den Mißbrauch der Kirche für 
politische und staatliche Ziele 
hat sich der Potsdamer General­
superintendent D. Walter Braun 
auf der Hauptversammlung des 
diesjährigen Kurmärkischen
Kirchentages in Potsdam ausge­
sprochen. Das Verhältnis zwi­
schen Staat und Kirche in der 
Sowjetzoiie nannte Braun „noch 
immer nicht befriedigend“, zu­
mal die Sowjetzonenregieri- ** 
„mangelnde Kontaktbei
Schaft“ zeige.

Wie Braun weiter mitteilte, 
zeigt sich ein erfreuliches An­
wachsen der Bereitschaft von 
Teilnehmern an der Jugend­
weihe, nachträglich, noch an der. 
Konfirmation teilzunehmen und 
ihren Glauben unter Beweis zu, 
stellen. Mit Sorge müsse da­
gegen der Pfarrermangel be­
trachtet werden. Von rund 1000 
Pfarrstellen in Brandenburg 
seien etwa 200 nicht besetzt.

An dem Kirchentag haben in 
diesem Jahr über 8000 Men­
schen teilgenommen, das sind 
wesentlich mehr als in den ver­
gangenen Jahren. Der Bischof 
von Berlin Brandenburg, D. Dr. 
Dibelius, erhielt wiederum keine 
Einreiseerlaubnis.

hörst die Grenzen ihres Macht­
bereiches für uns geschlossen.

Den Kreuzweg der deutschen 
Politik, der sich damit schon 
andeutete, weiterzuverfolf 
kann nicht Aufgabe dieser . 
sinnung auf die Anfänge der 

Christlich-Demokratischen 
Union sein. Nur eines soll noch 
gesagt werden: Die Kraft und 
der Wille, die in der Partei- 
Zusammenfassung zum Aus­
druck kamen, haben sich in den 
fünfzehn Jahren deutscher Poli­
tik in unserem gewaltsam ge­
teilten Lande bewährt. Aber 
die größte Bewährungsprobe 
liegt noch vor uns. Nach dem 
Bestehen dieser Bewährungs­
probe "wird unsere ' politische 
Gemeinschaft vor der Ge-' 
schichte einmal ihre Beurteilung 
finden: Ihr Werk muß es sein,' 
die Einheit unseres Landes wie­
der erstehen zu lassen. ■ - -



Jakob Kaiser: An diesem 17. Juni
Es gibt keinen Zweifel, daß 

in allen Kreisen unseres Volkes 
das Verlangen immer größer 
wird, in wachsender Gemein­
samkeit das Bekenntnis zur 
Zusammengehörigkeit unseres 
Volkes, das Verlangen nach 
“Wiederherstellung seiner Ein­
heit vor der Welt zum Aus­
druck zu bringen. Wie notwen­
dig das war und ist, war jenen 

klar, die nach den Tagen 
i .-Zusammenbruchs 1915 in 
Berlin und in der Zone die so­
wjetische Politik mit ihren un­
verkennbaren Zielen erlebten, 
das deutsche Volk zunächst zu 
spalten und schon einmal Ber­
lin und die Zone zu bolschewi- 
sieren. Der Versuch, diese Ziele 
durch eine zwar verständi­
gungsbereite, aber zur Abwehr 
der Bolsehewisierung entschlos­
sene Politik zu vereiteln, konnte 
leider nicht erfolgreich sein. Es 
bleibt dabei eine bis auf weite­
res offene Frage an die Ge­
schichte, ob die deutsche Poli­
tik in Berlin und der Zone er­
folgreicher hätte sein können, 
wenn sich die Grotewohle und 
Genossen nicht in den Dienst 
des Kommunismus gestellt hät­
ten und wenn die gesamte 
westdeutsche Politik aktiver 
und geschlossen Beistand für 
die in Berlin und der Zone um 
die Einheit unseres Landes und 
die Verhinderung der Bolsche- 
wisierung bemühte Politik ge­
leistet hätte. Auf jeden Fall 
wäre die politische Front den 
Kommunisten gegenüber vor al- 
i Welt um ein Erhebliches 
ve. stärkt worden. Jedem ver- 
antwortungsbewußtervDeutschen 
mußte ja klarwerden, daß es 
bei dem Geschehen in Berlin 
und der Zone um das Schicksal 
Gesamtdeutschlands und dar­
über hinaus zum mindesten 
auch um das Schicksal Europas 
ging.

Es bleibt das Verdienst der 
Bauarbeiter aus der Stalinallee, 
die am 16. Juni 1953 in Ostber­
lin ihre Arbeit niederlegten 
und in einer lawinenartig an­
wachsenden Demonstration un­
geachtet aller Gefahren vor den 
Amtssitz der Pankower Regie­
rung zogen, für das Verantwor­
tungsbewußtsein unseres Vol­
kes und der Welt ein Signal 
gegeben zu haben. Der Auf­
stand vom 17. Juni mit seinem

Ruf nach Einheit und Freiheit, 
den sie entfachten, die blutigen 
Opfer, die sie unter Sem Feuer 
der sowjetischen Panzer brin­
gen mußten, waren eine un- 
überhörhare Mahnung für alle 
Deutschen und die Welt, die 
Aufmerksamkeit auf die Un- 
haitbarkeit und Gefahr des 
deutschen Schicksals zu richten.

Unter dem aufwühlenden Er­
lebnis des 17, Juni stehend, rie­
fen wir 1954 zur Bildung des 
„Unteilbaren Deutschland" auf. 
Es war der damalige Bundes­
präsident Theodor Heuss, der 
mir auf meine Vorstellungen, 
daß es zu einer Volksbewegung 
für die Einheit und Freiheit 
unseres Landes kommen müsse, 
mit dem Kennwort „Unteilbares 
Deutschland“ antwortete. Es 
war ein Kennwort, das dem 
tiefen Verantwortungsbewußt­
sein der deutschen Bedrängnis 
gegenüber und der Erkenntnis 
entsprang, daß dieser Notstand 
nur durch geschlossenes Zusam- 
raenstehen des Volkes über­
wunden werden kann.

Das Bekenntnis zum unteil­
baren Deutschland, geadelt und 
vertieft durch die Opfer des 
17. Juni 1953, erfüllt heute stär­
ker denn je unser Volk. Wir, 
die ältere Generation, können 
nur mit Dankbarkeit erkennen 
und anerkennen, daß die Ju­
gend in der Bundesrepublik 
und — wer immer Verbindung 
mit der Zone hat, wird es fest­
stellen müssen — auch die Ju­
gend der Zone in dem Willen 
zum unteilbaren Deutschland an 
erster Stelle steht. Die beflis­
senen Diener des Kommunis­
mus, seine Funktionäre, werden 
sich darüber keiner Täuschung 
hingeben.

Wahrscheinlich liegt auch 
hier der stärkste Grund für die 
immer neuen Versuche, das 
Schicksal des freien Berlins in 
die Hand zu bekommen, um die 
Quellen zu verstopfen, von de­
nen für das gesamte Deutsch­
land — nicht zuletzt auch für 
die Zone — das Wissen um die 
Unteilbarkeit Deutschlands und 
die Ermutigung im Streben 
nach der Verwirklichung der 
Wiedervereinigung ausgeht.

Wie sehr sieh die- sowjetische 
Politik gerade dieser Bedeu­
tung Berlins bewußt ist, wis­

sen jene am besten, die sich in 
unmittelbarer Berührung mit 
ihr in den ersten Jahren nach 
1945 um die Erhaltung der 
Freiheit Berlins mühten. Noch, 
habe ich . die zuversichtlichen 
Erklärungen im Ohr, die mir 
der damalige Oberst Tulpanow 
schon 1947 machte: „Wenn wir 
erst einmal Berlin ganz in der 
Hand haben. . Deshalb ist 
Härte und Wachsamkeit ge­
boten.

Das Bewußtsein von der Un­
teilbarkeit Deutschlands und 
eine geschlossene deutsche Poli­
tik sind wohl kaum je so not­
wendig gewesen wie in dieser 
Periode weltpolitischen Gesche­
hens. Die vereitelte Pariser 
Gipfelkonferenz hat eine politi­
sche Atmosphäre zurückgelas­
sen, die noch erfüllt ist von den 
unbeherrschten Drohungen
Chruschtschows. Und noch 
immer schweigen die Drohun­
gen nicht, die sich von Moskau 
aus an den Westen, vor allem 
aber an die Bundesrepublik, 
richten mit dem offensichtlichen 
Ziel, Deutschland zum Stören­
fried der Weltpolitik zu stem­
peln. Für uns, die wir einmal 
in politischer Tuchfühlung mit 
den Russen standen, gilt dabei 
dasselbe Gesetz, unter das wir 
in den ersten Jahren nach dem 
Zusammenbruch unsere Politik 
gestellt hatten: W ir werden
uns ebenso unerbittlich um die 
Einheit unseres Landes zu mü­
hen, ebenso hart vor die Frei­
heit unseres Volkes zu stellen 
haben, wie wir verständigungs­
bereit bleiben, wenn die andere 
Seite bereit ist, die Einheit und 
Freiheit Deutschlands mit Ber­
lin als seiner Hauptstadt zu 
achten.

Es dürfte nach den Gescheh­
nissen der letzten fünfzehn Jah­
re, insbesondere aber nach der 
nicht stattgefundenen Pariser 
Gipfelkonferenz, nicht allzu 
schwerfailen, in diesem Geiste 
das deutsche “Volk in allen sei­
nen Schichten und Parteien in 
seinem lebensentscheidenden 
Anliegen und in der Politik um 
dieses Anliegen enger zusam­
menzuführen, als das bisher er­
reicht wurde. Die Möglichkeiten 
dafür zu prüfen und Mittel und 
Wege dazu zu finden, erscheint 
mir als der zwingendste Sinn 
des Tages der Einheit 1960.




